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21.04.2014: Seit zig Wochen
wird Venezuela von gewaltsamen Protesten oppositioneller Kräfte in Unruhe und Schrecken
versetzt. Dabei sind in keinem Land Lateinamerikas die sozialen Unterschiede geringer, in
keinem ist die sozio-ökonomische Lage großer Teile der Bevölkerung besser als in Venezuela.
Die Armutsquote wurde in den letzten 15 Jahren auf ca. 19% gesenkt, ein achtbarer Erfolg. Und
doch - selbst wenn die Behauptung der Opposition der Regierung Maduro zuträfe, dass sie
keinen Wirtschaftskrieg betreibt - das Land hat mit erheblichen wirtschaftlichen Problemen zu
schaffen, die seine Führung ohne Zweifel in den Griff bekommen muss, um das Land zu
befrieden. Ein Blick in die Tiefe zeigt aber, dass das keine leichte Aufgabe ist und weit
zurückreichende Wurzeln hat:

Die Proteste in Venezuela richten sich auch gegen die schwierige wirtschaftliche Lage im Land.
Die Ursachen für Währungsspekulation und leere Supermarktregale gehen bis ins Jahr 2002
zurück. Nach dem gescheiterten Putsch und der Erdölsabotage sah sich die venezolanische
Regierung aufgrund der Kapitalflucht dazu gezwungen, den Devisenhandel zu kontrollieren.
Ende März dieses Jahres wurde der Wechselkurs nun wieder teilweise freigegeben.

Die aktuellen Unruhen in Venezuela haben ihren Ursprung zunächst einmal im Zerfall der
Opposition. Bis vor kurzem galt der zweifache Präsidentschaftskandidat Henrique Capriles
Radonski noch als unangefochtene Führungsfigur des oppositionellen Bündnisses Tisch der
demokratischen Einheit (MUD). Spätestens seit die Opposition bei den Kommunalwahlen im
Dezember 2013 knapp zehn Prozent weniger Stimmen auf sich vereinigen konnte als die
chavistischen Regierungsparteien, machte der rechte Flügel der Opposition ihm diese Rolle
streitig.

Ein Auslöser dieses oppositionsinternen Putschversuchs war auch die schwierige
wirtschaftliche Situation des Landes. Zwar sind Arbeitslosigkeit, Ungleichheit und Armut
geringer denn je, aber die massive Inflation von 56 Prozent im Jahr 2013 und der anhaltende
Mangel an bestimmten Lebensmitteln machen vielen Venezolanern zu schaffen.

Die Opposition behauptet, Präsident Nicolás Maduro habe die Wirtschaft in den Sand gefahren.
Die Regierung hingegen argumentiert, oppositionelle Unternehmer hätten bewusst eine politisch
motivierte Krise hervorgerufen. Zum Verständnis der venezolanischen Wirtschaft tragen diese
Ansichten allerdings kaum bei.

Die eigentlichen Wurzeln der aktuellen wirtschaftlichen Probleme Venezuelas liegen im Jahr
2002, als die Opposition mit ihrem Putschversuch im April und dem Erdölstreik ab Dezember
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scheiterte. Das politische Chaos von 2002 und 2003 rief eine massive Kapitalflucht hervor, die
zu einem raschen Wertverfall der venezolanischen Währung Bolívar führte. Um diesen Verfall
zu stoppen, intervenierte die Zentralbank durch den Verkauf von US-Dollar in den
Währungsmarkt. Da die Zentralbank dabei sehr schnell ihre Reserven verlor, schuf die
Regierung im März 2003 die Kommission zur Devisenkontrolle CADIVI (Comisión de
Administración de Divisas). Seitdem darf man in Venezuela US-Dollar nur zum festgelegten,
offiziellen Wechselkurs in Bolívares tauschen.

Allerdings müssen sowohl Unternehmen als auch Privatpersonen eine Reihe von Bedingungen
erfüllen und Gründe vorweisen, um zum offiziellen Wechselkurs US-Dollar zu erhalten. Diese
Gründe sind zum Beispiel Auslandsreisen, die Unterstützung von Angehörigen im Ausland oder
der Import von Waren.

Die Einführung der Devisenkontrollen zog zwei bedeutende Konsequenzen nach sich: Zum
einen konnten der Währungsverfall gestoppt und die Inflation etwas gebremst werden. Solange
der staatlich festgelegte Wechselkurs nicht verändert wurde, blieben die Kosten für Importe –
die in US-Dollar bezahlt werden müssen – konstant. Zum anderen entstand aufgrund des
beschränkten Zugangs zu Devisen ein Schwarzmarkt für US-Dollar. Dort agierten insbesondere
Akteure, die die Bedingungen für den offiziellen Kauf von Dollar nicht erfüllen.

Über mehrere Jahre hinweg funktionierte dieses System; es begrenzte Kapitalflucht und
Inflation. Zwischen 2004 bis 2008 wuchs die venezolanische Wirtschaft durchschnittlich um
zehn Prozent pro Jahr. Die Inflation war mit zirka 20 Prozent zwar immer noch relativ hoch. Sie
betrug jedoch weniger als die Hälfte der Inflationsrate, die in den zehn Jahren vor Hugo Chávez'
Präsidentschaft als üblich galt: Damals lag die Inflation im Durchschnitt bei 49 Prozent im Jahr.

Die Lage änderte sich gegen Ende 2008, als sich die Weltwirtschaftskrise auf den Ölpreis
auszuwirken begann. Dieser fiel binnen sechs Monaten von 130 US-Dollar auf 40 US-Dollar pro
Barrel. Venezuela war von der Finanzkrise somit indirekt betroffen. In den Jahren 2009 und
2010 schrumpfte die Wirtschaft um jeweils 3,2 und 1,5 Prozent. Wegen der geringeren
Öleinnahmen standen der Regierung plötzlich weniger US-Dollar für den offiziellen Wechselkurs
zur Verfügung.

Das hatte gravierende Auswirkungen auf das Währungssystem. Venezuelas Dollarreserven
fielen allein zwischen der zweiten Jahreshälfte 2008 und der ersten Jahreshälfte 2009 um 13
Milliarden US-Dollar. Die Regierung sah sich unter Handlungszwang – insbesondere, weil ein
Rückgang der US-Dollar für den offiziellen Umtausch weniger Importe bedeutete, was
wiederum Engpässe bei verschiedenen Produkten hervorrief. Zudem erhöht sich durch
sinkende Importe bei konstanter Nachfrage die Inflation.

Im Juni 2010 ergänzte die Regierung CADIVI mit dem flexibleren Wechselkurssystem SITME
(Sistema de Transacciones con Títulos en Moneda Extranjera). Anstatt die eigenen
Dollarreserven für den offiziellen Währungswechsel zu verwenden, erwarb die Regierung nun
US-Dollar auf dem internationalen Wertpapiermarkt, womit die Aufnahme von Schulden
einherging. Die Wertpapiere bot sie zum Umtausch gegen Bolívares an.

Importeure und andere Teilnehmer konnten diese Wertpapiere weiterverkaufen, um US-Dollar
zu erhalten. In der Folge verschuldete sich der venezolanische Staat immer mehr. Die
Staatsverschuldung stieg zwischen 2010 und 2012 um 47 Prozent an, von 81 Milliarden auf 119
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Milliarden US-Dollar.

Die Verschuldung wurde in Kauf genommen, um den Import wichtiger Konsumgüter zu
ermöglichen und dadurch die Inflation unter Kontrolle zu bringen. Diese Zielsetzung erfüllte sich
jedoch nicht. Die Inflation blieb zwischen 2009 und 2011 mit 26 Prozent im Jahr
überdurchschnittlich hoch. Ein möglicher Grund dafür ist, dass die Sozialprogramme den
Konsum der einkommensschwachen Bevölkerungsschichten ankurbelten, so dass dieser
schneller wuchs als das Angebot an einheimischen oder importierten Gütern.

Im Wahljahr 2012 achtete die Regierung verstärkt darauf, Angebot und Nachfrage aufeinander
abzustimmen. Dies bedeutete steigende Importe und eine auf 20 Prozent sinkende Inflation.
Unmittelbar nach Chávez' Wiederwahl entschloss sich die Regierung, den Dollar-Verkauf
drastisch zu begrenzen. Das SITME-Umtauschsystem, durch das die Staatsschulden
anstiegen, wurde abgeschafft. Über das CADIVI-System, für das die Dollarreserven verwendet
wurden, wurden weniger US-Dollar zur Verfügung gestellt. Die Kombination dieser beiden
Maßnahmen machte sich sofort dadurch bemerkbar, dass der Schwarzmarkt-Kurs des US-
Dollars in die Höhe schnellte. Alle, die entweder importieren oder ihr Geld in wertbeständigeren
US-Dollar anlegen wollten, machten vom Schwarzmarkt Gebrauch.

Die Regierung maß diesem Problem zunächst keine große Bedeutung bei. Planungsminister
Jorge Giordani etwa sagte, dass es ihn nicht beunruhige, wenn Venezuelas Bourgeoisie ihre
ganzen Ersparnisse auf dem Dollarschwarzmarkt verschwende. Doch letztlich hatte die
Entwicklung des Schwarzmarkts zwei gravierende Auswirkungen auf Venezuelas
Volkswirtschaft. Mit Abnahme der zur Verfügung stehenden CADIVI-Dollar für Importe,
bezahlten immer mehr Importeure die eingeführten Waren mit Schwarzmarkt-Dollar. Beim
Verkauf der Waren setzten sie folglich Preise an, die sich nach dem Schwarzmarktwert des US-
Dollars – nicht nach dem offiziellen Wechselkurs – richten.

Je mehr Venezolaner gleichzeitig ihre Bolívar-Ersparnisse auf dem Schwarzmarkt umtauschten,
desto mehr sackte der Wert des Bolivars ab.

Der Schwarzmarktwert des Dollars lag noch zwischen 2010 und 2012 stabil bei acht bis neun
Bolivar. Gegen Ende 2012, als das SITME abgeschafft wurde, rutschte der Bolívar plötzlich ab,
so dass er in den sechs Monaten zwischen Oktober 2012 und März 2013 um die Hälfte seines
Wertes einbüßte und von zwölf auf 24 Bolívares pro US-Dollar fiel. Der offizielle Wechselkurs
lag hingegen bei 6,5 Bolívares pro US-Dollar.

Als Chávez am 5. März 2013 starb, sahen wirtschaftlich einflussreiche und der Opposition nahe
stehende Akteure dies als eine Gelegenheit, dessen Wunschnachfolger Maduro vor den
Neuwahlen durch wirtschaftliche Sabotage zu schaden. Es wurden Lebensmittel gehortet, um
künstliche Engpässe in der Versorgung zu schaffen. Da man auf dem Schwarzmarkt im
Vergleich zum offiziellen Kurs nun viermal soviel für einen US-Dollar bekam, lohnte es sich
immer mehr, US-Dollar zum offiziellen Kurs zu erwerben, um sie auf dem Schwarzmarkt mit
deutlichen Gewinnen weiterzuverkaufen.

In vielen Fällen exportieren Händler sogar Waren, die sie mit Hilfe von offiziell erworbenen US-
Dollar importiert haben, direkt in die Nachbarländer. Da es dort im Gegensatz zu Venezuela
keine Preiskontrollen gibt, können die Waren zu einem deutlich höheren Preis verkauft werden.
Der Schmuggel kann kaum aufgehalten werden. Denn je größer der Unterschied zwischen dem
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offiziellen und dem Wechselkurs des Schwarzmarkts ist, umso größere Profite kann man durch
Schmuggeln oder anderen Devisenmissbrauch erzielen. Die Kontrolle der Landesgrenzen ist
deswegen ineffektiv, weil bei den hohen Profiten extrem hohe Bestechungsgelder fließen.
Ergebnis dieser Tausch- und Schmuggelgeschäfte sind weitere Engpässe bei
Grundbedarfsgütern und dadurch ein weiterer Anstieg der Inflation – im vergangenen Jahr auf
56 Prozent. Die Mangelrate, die die Zentralbank regelmäßig misst, stieg von 20 Prozent in der
ersten Jahreshälfte 2013 auf 28 Prozent bei Jahresbeginn 2014.

Die Maduro-Regierung war sich dieser Probleme offensichtlich bewusst, brauchte aber
außerordentlich lange, um zu handeln. Nach längerem Zögern hat die Regierung am 24. März
eine Maßnahme getroffen, die eine langsame Lösung des Problems voraussichtlich ermöglicht.
Sie behält einen niedrigen Wechselkurs für besonders wichtige Importgüter bei. In allen
anderen Fällen dürfen Venezolaner aber in einem geregelten Verfahren Bolívar frei gegen US-
Dollar tauschen. In der ersten Woche lag der nun teilliberalisierte Wechselkurs bei gut 50
Bolívar pro US-Dollar.

Zwar ist dieser Wert immer noch etwa achtmal höher als der offizielle Wechselkurs von 6,5
Bolívar pro US-Dollar. Auf dem Schwarzmarkt wurde zuletzt allerdings das Vierzehnfache für
einen US-Dollar gezahlt.

Quelle und CR: Lateinamerika Nachrichten / Foto: AVN (Preiskontrolle)
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